
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Stadt Oebisfelde-Weferlingen 
OT Oebisfelde 
Lange Straße 12 
39646 Oebisfelde-Weferlingen 
 
 
 
 
 

Oebisfelde-Weferlingen, OT Oebisfelde 
Fassung: Vorentwurf, Stand: Dezember 2024  Beteiligung gemäß 
§ 4 Abs. 1 BauGB 

 
 
Der Landkreis Börde wurde im Rahmen des Bauleitplanverfahrens zu 

 (vB-Plan) der Stadt Oebisfelde-Wefer-
lingen OT Oebisfelde gemäß § 4 Abs. 1 BauGB beteiligt und um Stel-
lungnahme gebeten.  
 
Zur Beurteilung lagen vor:  
 

- Begründung 
- Anlage 1 Umweltbericht gemäß § 2 Abs. 4 BauGB 
- artenschutzrechtliche Untersuchung im Hinblick auf die Arten-

gruppe der Brutvögel, Fledermäuse und Reptilien 
- Verkehrsuntersuchung 
- Planzeichnung vB-Plan im M: 1:500 
- Planzeichnung VE-Plan im M: 1:500 

 
Der Landkreis Börde nimmt mit folgenden Anregungen, Bedenken und 
Hinweisen Stellung.  
 
Von Seiten der unteren Landesentwicklungsbehörde wird betont, dass 
die Ziele und Grundsätze der Raumordnung im Gesetz über den Lan-
desentwicklungsplan des Landes Sachsen-Anhalt (LEP-LSA 2010) vom 
11.03.2011 (BVBI LSA Nr. 6/2011, S. 160) und die konkreten Ziele und 
Grundsätze der Raumordnung im Regionalen Entwicklungsplan der 
Planungsregion Magdeburg 2025 geregelt sind. Der Regionale Entwick-
lungsplan (REP Magdeburg 2025) wurde mit Bekanntmachung vom 
15.07.2025 im Amtsblatt LVwA Nr. 07/2025 rechtswirksam. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der Landrat 
 
 
Bauordnungsamt 
Kreisplanung 
 
 
 
Ihr Zeichen / Nachricht vom: 
 
 

Mein Zeichen / Nachricht vom: 
2025-02770-hn 
 
 

Datum: 
08.09.2025 
 

Sachbearbeiter/in: 
Frau Hein 
 

Haus / Raum: 
2 / 106b 
 

Telefon / Telefax: 
03904/72406242 
03904/724056100 
 

E-Mail: 
astrid.hein@landkreis-boerde.de 
 

Besucheranschrift: 
Triftstraße 9-10 
39387 Oschersleben 
 

 
Postanschrift: 
Landkreis Börde 
Postfach 100153, 39331 Haldensleben 
 

Telefonzentrale: +49 3904 7240-0 
 

Zentrales Fax: +49 3904 49008 
 

Internet:  
www.landkreis-boerde.de 
 

E-Mail: 
kreisverwaltung@landkreis-boerde.de 
 

E-Mail-Adressen nur für formlose 
Mitteilungen ohne elektronische Sig-
natur 
 

Sprechzeiten:  
Di.   9:00 Uhr - 12:00 Uhr 

 13:00 Uhr - 18:00 Uhr 
Do.   9:00 Uhr - 12:00 Uhr 

 13:00 Uhr - 16:00 Uhr 
und nach Vereinbarung 
 

Bankverbindungen: 
Kreissparkasse Börde 
BIC:    NOLADE21HDL 
IBAN:  DE30 8105 5000 3003 0030 02 
 

Kreissparkasse Börde 
BIC:    NOLADE21HDL 
IBAN:  DE96 8105 5000 3400 0053 54 
 

 

 

 Landkreis Börde  Bornsche Straße 2  39340 Haldensleben 



                            Seite 

 
2 

08.09.2025 
2025-02770 

 

 

Weiterhin maßgebend auf der Ebene der Regionalplanung ist der Sachliche 
Grundsätze zur Entwicklung der Siedlungsstruktur  Zentrale Orte/ Sicherung und Entwicklung 
der Daseinsvorsorge
samtplan herausgelöst und durch Veröffentlichung am 16.04.2024 rechtswirksam wurde. 
 
In der Sitzung der Regionalversammlung vom 12.10.2022 wurde das Kapitel 5.4 mit Beschluss 
ebenfalls aus dem Gesamtplan herausgelöst und mit Beschluss der Regionalversammlung die 

 
 
Die Ziele der Raumordnung sind bei raumbedeutsamen Planungen zu beachten. 
 
Gemäß § 13 Abs. 1 Satz 2 Landesentwicklungsgesetz Sachsen-Anhalt (LEntwG LSA) vom 
23.04.2015 (GVBI. LSA S. 170), geändert durch Gesetz zur Änderung des Landesentwicklungs-
gesetzes Sachsen-Anhalt vom 30.10.2017 (GVBI. LSA S. 203), ist der Antragsteller verpflichtet, 
der obersten Landesentwicklungsbehörde (Ministerium für Infrastruktur und Digitales des Landes 
Sachsen-Anhalt, Ref. 24), die raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen mitzuteilen und 
die erforderlichen Auskünfte zu geben. Die Feststellung der Vereinbarkeit der oben genannten 
Planung/ Maßnahme mit den Zielen der Raumordnung erfolgt dann durch die gemäß § 3 Abs. 2 
Nr. 10 LEntwG LSA zuständige oberste Landesentwicklungsbehörde nach § 13 Abs. 2 LEntwG 
LSA. 
 
Hinweis: 
Zur Beachtung der in Aufstellung befindlichen Ziele der Raumordnung ist die Stellungnahme der 
Regionalen Planungsgemeinschaft Magdeburg einzuholen. 
 
Begründung 
Beim o. g. Vorhaben handelt es sich um die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange gemäß § 4 (1) BauGB für den vorhabenbezogenen Bebauungsp

-Weferlingen, OT Stadt Oebisfelde. 
Ziel ist es, die planungsrechtlichen Voraussetzungen für den Neubau eines Fachmarktzentrums 
eines EDEKA-Lebensmittelvollversorgers mit einer Gesamtnutzfläche von 4.500 m² (einschließ-
lich weiterer Nutzer) auf dem Gelände des bereits bestehenden großflächigen EDEKA-Marktes 
zu schaffen. Der Geltungsbereich des vB-Plans umfasst hierbei eine Fläche von ca. 1,33 ha.  
 
Das Vorhaben fällt demnach unter keinen der Punkte 3.3 des Runderlasses des MLV 1. 11.2018 

 24-20002-01. 
 
Sollte die oberste Landesentwicklungsbehörde einschätzen, dass eine raumbedeutsame Pla-
nung vorliegt, sind die Ziele der Raumordnung zu beachten. 
 
Durch das Rechtsamt, Sachgebiet Ordnung und Sicherheit, wurde für die Flurstücke  
 
Gemarkung Flur Flurstück/e 
Oebisfelde 4 1572, 2173 

 
kein Verdacht auf eine Kampfmittelbelastung festgestellt. 
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Somit ist bei Maßnahmen an der Oberfläche sowie bei Tiefbauarbeiten oder sonstigen erdein-
greifenden Maßnahmen im Planbereich nicht zwingend mit dem Auffinden von Kampfmitteln zu 
rechnen. 
Hinderungsgründe, die durch einen Kampfmittelverdacht begründet sein könnten, liegen nicht 
vor. 
Da ein Auffinden von Kampfmitteln bzw. Resten davon nie hinreichend sicher ganz ausgeschlos-
sen werden kann, ist der Antragsteller auf die Möglichkeit des Auffindens von Kampfmitteln und 
auf die Bestimmungen der Gefahrenabwehrverordnung zur Verhütung von Schäden durch 
Kampfmittel (KampfM-GAVO) vom 20.04.2015 (GVBl. LSA Nr. 8/2015, S. 167 ff.) hinzuweisen. 
 
Nach eingehender Durchsicht und Prüfung der Unterlagen ergeht von Seiten des Amtes für Ge-
sundheit und Verbraucherschutz auf der Grundlage des § 6 des Gesetzes über den öffentlichen 
Gesundheitsdienst und die Berufsausübung im Gesundheitswesen im Land Sachsen-Anhalt (Ge-
sundheitsdienstgesetz  GDG LSA) vom 21.11.1997 nachfolgende Stellungnahme: 
Planungsanlass des Bebauungsplanverfahrens der Stadt Oebisfelde-Weferlingen ist das kon-
krete Anliegen des Vorhabenträgers, für einen Neubau eines EDEKA-Markte das Planungs- und 
Baurecht zu schaffen. 
Mit der Planung soll eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung und eine dem Wohl der Allge-
meinheit entsprechende sozialgerechte Bodennutzung gewährleistet werden.   
Beim Plangebiet handelt es sich nicht um eine vollkommen neue Erschließung eines Standortes, 
sondern um die Schaffung eines Planungs- und Baurechts auf einer bereits als Fachmarktzent-
rum genutzten, innerstädtischen Fläche. Sie ist bereits in Nutzung und entsprechend großflächig 
versiegelt.  
Die notwendigen Angaben wurden ausreichend dargestellt und zu einzelnen Punkten erläutert. 
Die Trinkwasserversorgung sowie die Schmutz- und Niederschlagswasserentsorgung für das 
Plangebiet erfolgt über das zentrale Trinkwasserversorgungsnetz, die öffentlichen Entwässe-

-
genwasserentsorgungskanal. 
Aus umweltmedizinischer Sicht bestehen gegen das oben genannte Vorhaben grundsätzlich 
keine Bedenken. 
Eine Beurteilung der Zulässigkeit hinsichtlich der zu erwartenden Immissionen kann erst im Rah-
men der Antragstellung der Baugenehmigung oder im BlmSch-Verfahren erfolgen. 
 
Durch das Bauordnungsamt, Sachgebiet Kreisplanung, wird darauf hingewiesen, dass die auf 
der Planzeichnung und in der Begründung angebrachten Rechtsgrundlagen den derzeit aktuellen 
Fassungen der Gesetze entsprechen sollten.  
 
Laut Begründung Seite 13 f. soll nach Rechtskraft des in Aufstellung befindlichen Flächennut-
zungsplans der Stadt Oebisfelde-Weferlingen eine 2. Änderung vorgenommen werden, um dem 
Entwicklungsgebot bezüglich des in Aufstellung befindlichen vB-Plans zu entsprechen.  
Derzeit liegt das Plangebiet überwiegend in einer dargestellten gemischten Baufläche im fortgel-
tenden Flächennutzungsplan.  
In die Begründung sind Ausführungen über den Verfahrensverlauf aufzunehmen. Die Fortführung 
des Planverfahrens sollte gemäß § 8 Abs. 3 BauGB im Parallelverfahren angestrebt werden.  
 
Da im sonstigen Sondergebiet mit der Zweckbestimmung großflächiger Einzelhandel nicht nur 
der großflächige Einzelhandelsmarkt EDEKA etabliert werden soll, sondern auch andere Mieter 
(600 m² s. Begründung S. 16) sollte die textliche Festsetzung Nr. 1 dementsprechend gegliedert 
werden, so dass alle geplanten Arten baulicher Nutzungen festgesetzt und zulässig sein werden. 
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Zudem sollten aus der Begründung zu den anderen Mietern nähere Angaben hervorgehen, da 
es sich um einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan eines Vorhabenträgers handelt. 
 
Gemäß § 12 Abs. 3a BauGB ist unter entsprechender Anwendung des § 9 Absatz 2 im vB-Plan 
festzusetzen, dass im Rahmen der festgesetzten Nutzungen nur solche Vorhaben zulässig sind, 
zu deren Durchführung sich der Vorhabenträger im Durchführungsvertrag verpflichtet. 
Dies wäre vorliegend erforderlich, da im vB-Plan für den Bereich des Vorhaben- und Erschlie-
ßungsplans ein sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung - großflächiger Einzelhandel 

 allgemein auf Grund der Baunutzungsverordnung festgesetzt ist.  
 
Nach vorliegendem Kenntnisstand existiert derzeit auf dem Parkplatz des Fachmarktzentrums 
ein Imbissstand. Falls wieder ein derartiger Imbiss geplant ist, sollten der Standort und die Art der 
Nutzung in die Planung einbezogen werden.  
 
Das Amt für Natur- und Umweltschutz nimmt wie folgt Stellung. 
 
Sachgebiet Abfallüberwachung  
 
Aus abfall- und bodenschutzrechtlicher Sicht steht dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan 

-Weferlingen nichts entgegen. 
Werden im Plangebiet Verunreinigungen des Bodens festgestellt oder ergeben sich Hinweise 
bzw. Verdachtsmomente, dass Verunreinigungen erfolgt sind, so sind diese dem Amt für Natur- 
und Umweltschutz des Landkreises Börde anzuzeigen. 
 
Sachgebiet Naturschutz und Forsten  
 
Es bestehen keine grundsätzlichen naturschutzrechtlichen Bedenken gegen den Vorentwurf. 
 
Die laut "Artenschutzrechtliche Untersuchung im Hinblick auf die Artengruppen der Brutvögel, 
Fledermäuse und Reptilien" (FAUNISTA Artenschutzbüro, 2024) betroffenen Fortpflanzungs-und 
Ruhestätten besonders und streng geschützter Arten sind nach Bundesnaturschutzgesetz eben-
falls geschützt. Eine artenschutzrechtliche Ausnahmegenehmigung ist durch die Zerstörung die-
ser Fortpflanzungs-und Ruhestätten bei der zuständigen Naturschutzbehörde zu beantragen. Da 
u.a. auch Haussperlinge und Hausrotschwanz betroffen sind, ist dieser Ausnahmeantrag bei der 
Oberen Naturschutzbehörde (Landesverwaltungsamt, Referat 407, Dessauer Straße 70, 06118 
Halle/Saale) zu stellen. 
 
Im Plangebiet kommt es durch die Neuordnung der Flächen in der gesamten Betrachtung zu 
einer Verringerung der versiegelten Flächen, was die Bilanz positiv beeinflusst. Durch die An-
pflanzung von Strauchflächen und die Umpflanzung der 11 vorhandenen Bäume kann der Eingriff 
innerhalb des Plangebietes vollständig ausgeglichen werden.  
 
Sachgebiet Immissionsschutz 
 
Es bestehen keine grundsätzlichen immissionsschutzrechtlichen Bedenken gegen den Vorent-
wurf. 
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zu 11. Belange des Immissionsschutzes in der Begründung: 
Hinsichtlich der Begrifflichkeit möchte ich erwähnen, dass die DIN 18005 nicht Schallschutz-
immissionswerte vorgibt, sondern Orientierungswerte. 
Die Angabe der Werte ist in der Begründung irreführend (tags 45-65 dB(A) und nachts 35-65 
dB(A)). 
 
Maßgebliche Immissionsorte sind konkret zu ermitteln. Diese befinden sich in der Magdeburger 
Straße, Hinter dem Amtsgericht, Gehegestraße, Niendorfer Straße. Dabei handelt es sich um 
Wohnbebauung. Hier betragen die Orientierungswerte hinsichtlich gewerblicher Emissionen tags 
55 dB(A) und nachts 40 dB(A) für das WA und tags 60 dB(A) und nachts 45 dB(A) für Mischgebiet.  
 
Es handelt sich bei den möglichen Emissionen nicht nur um Verkehrsemissionen, sondern vor 
allem stellen die haustechnischen Anlagen, wie Lüfter, Kühlanlagen, Schallquellen dar. Bei der 
weiteren Planung sind die Schallquellen zu ermitteln und zu bewerten.  
 
zum Umweltbericht: 
Es wurde nicht plausibel ermittelt, ob schädliche Umwelteinwirkungen durch Lärm entstehen kön-
nen, da die auch in der Begründung noch nicht ermittelt wurden. 
 
Sachgebiet Wasserwirtschaft 
 
Abwasserbeseitigungspflichtig für die Einheitsgemeinde Oebisfelde-Weferlingen OT Stadt Oebis-
felde ist die Oebisfelder Wasser- und Abwasser GmbH (OeWA) [§ 78 WG LSA i.V.m. § 56 Was-
serhaushaltsgesetz vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), in der zuletzt geltenden Fassung 
(WHG)]. 
Das auf dem Grundstück anfallende Abwasser ist durch den Verfügungsberechtigten für das 
Grundstück dem Abwasserbeseitigungspflichtigen zu überlassen [§ 78 (3) Wassergesetz für das 
Land Sachsen-Anhalt vom 16. März 2011 (GVBl. LSA S. 492), in der zuletzt geltenden Fassung 
(WG LSA)].  
 
Schmutzwasser ist grundsätzlich getrennt vom Niederschlagswasser abzuführen. 
 
Die Abwasserbeseitigung ist über die öffentliche Schmutzwasserkanalisation des OeWA vorzu-
nehmen.  
Gemäß Abwasserbeseitigungskonzept der OeWA ist ein Anschluss in der Gehegestraße zur 
Niendorfer Straße vorhanden.  
Die Erschließung bzw. die Erneuerung oder Veränderung des vorhandenen Schmutzwasseran-
schlusses ist mit dem OeWA abzuklären. 
Einleitungsbedingungen werden durch den OeWA festgelegt. 
 
Für die Einleitung von Abwasser in öffentliche Abwasseranlagen (Indirekteinleitung) ist eine Ge-
nehmigung (§ 58 Abs. 1 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) der unteren Wasserbehörde erforderlich, 
wenn an das Abwasser in der Abwasserverordnung vom 17.06.2004 (BGBL. I S. 1108), in der 
zuletzt geltenden Fassung (AbwV) Anforderungen für den Ort des Anfalls des Abwassers oder 
seiner Vermischung festgelegt sind oder wenn für das Abwasser in den nach § 7 der Abwasser-
verordnung fortgeltenden Vorschriften Anforderungen nach dem Stand der Technik gestellt wer-
den. 
 
 



                            Seite 

 
6 

08.09.2025 
2025-02770 

 

 

Das Plangebiet ist an die Niederschlagswasserkanalisation der Ortslage angeschlossen. 
 
Aus Sicht des Gewässerschutzes bestehen keine Bedenken gegen die Planung, wenn folgende 
Hinweise berücksichtigt und Auflagen eingehalten werden: 
Das Plangebiet ist aus dem öffentlichen Netz mit Trinkwasser zu versorgen. 
 
Wenn im Plangebiet Aufschüttungen erstellt werden sollen, muss das verwendete Material so 
beschaffen sein, dass von der Aufschüttung keine Gefahr für das Grundwasser ausgeht. Das für 
die Aufschüttung vorgesehene Material ist so auszuwählen, dass durch entstehendes Sickerwas-
ser keine Schadstofffreisetzung mit schädlicher Grundwasserveränderung zu besorgen ist. Die 
Eignung des verwendeten Materials ist gegenüber der unteren Abfallbehörde nachzuweisen. 
 
Wenn im Plangebiet Erdwärme mittels Tiefensonden, horizontalen Kollektoren, Spiralkollektoren, 
o. ä. gewonnen werden soll, sind die notwendigen Bohrungen bzw. der Erdaufschluss unabhän-
gig vom baurechtlichen Verfahren gemäß § 49 Wasserhaushaltsgesetz bei der unteren Wasser-
behörde des Landkreises Börde anzuzeigen. 
Die Anzeige hat vorzugsweise über das Geothermie-Portal des Landesamtes für Geologie und 
Bergwesen (http://www.geodaten.lagb.sachsen-anhalt.de/lagb/) zu erfolgen. Im Geothermie-Por-
tal können auch weiterführende Informationen zum konkreten Standort und zur Qualitätssiche-
rung bei Bau und Betrieb von Erdwärmeanlagen abgerufen werden. 
 
Wenn im Plangebiet Brunnen (z. B. Grünflächenbewässerung, Feuerlöschbrunnen) errichtet wer-
den sollen, ist die notwendige Bohrung unabhängig vom baurechtlichen Verfahren gemäß § 49 
Wasserhaushaltsgesetz bei der unteren Wasserbehörde des Landkreises Börde anzuzeigen. 
 
Wenn im Rahmen der Baumaßnahmen bauzeitliche Grundwasserabsenkungen notwendig wer-
den (z. B. für Fundamentbau) sind für diese unabhängig vom baurechtlichen Verfahren wasser-
rechtliche Erlaubnisse gemäß §§ 8 - 10 Wasserhaushaltsgesetz bei der unteren Wasserbehörde 
des Landkreises Börde zu beantragen. 
 
Aufgrund der geringen Geschütztheit des Grundwassers sind bei sämtlichen Handlungen und 
Maßnahmen die allgemeinen Sorgfaltspflichten nach § 5 WHG in besonderem Maße zu beach-
ten. 
 
Gegen die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes bestehen aus wasserbauli-
cher Sicht grundsätzlich keine Einwände, wenn nachfolgende fachliche Hinweise und rechtliche 
Bestimmungen eingehalten werden: 
Gewässer erster oder zweiter Ordnung sowie deren ordnungsgemäße Unterhaltung sind nicht 
betroffen. 

haushaltsgesetz - WHG). Im Falle von starken Hochwasserereignissen ist mit Überflutungen bis 
zu einer Höhe von ca. 0,5m zu rechnen (Modellierung eines HW100  Hochwasserereignis mit 
einem Wiederkehrsintervall von einem Mal in einhundert Jahren). 
 
--> https://lvwa.sachsen-anhalt.de/das-lvwa/landwirtschaft-umwelt/wasser/ueberschwemmungs-
gebiete 
 
Dies ist im Vorentwurf der Begründung zum Bebauungsplan richtig festgestellt und beschrieben 
worden (S. 8; 13 und S. 24). 
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Allerdings erfolgte keine Dokumentation der Grenzen des festgesetzten Überschwemmungsge-
biets (ÜG) in der Planzeichnung. 
 Die zeichnerische Darstellung des ÜG in der Planzeichnung ist nachzuarbeiten.  

 
Die Aussage im Umweltbericht (S.12 unter Punkt 1.5.4.), dass sich der vB - Plan außerhalb fest-
gesetzter Überschwemmungsgebiet befindet, ist falsch.   
 Die Aussage ist zu korrigieren.  

 
Dem geplanten Ersatzneubau des Einkaufsmarktes im festgesetzten Überschwemmungsgebiet 

findet und zurückgebaut wird.  
Weiterhin plant die Stadt Oebisfelde zeitnah die Errichtung einer Hochwasserschutzanlage an 

 Die 
HW  Anlagen sind bereits plangenehmigt und entsprechende Fördermittel sind beantragt.  
Nach Errichtung der Hochwasserschutzanlagen wird sich dieser Standort nicht mehr im Über-

 
 
Dennoch wird von Seiten der unteren Wasserbehörde eine hochwasserangepasste Planung und 
Bauweise empfohlen. 
Im Sinne des vorbeugenden Hochwasser- und Starkregenschutzes ist der Grad der Versiegelung 
von Flächen am Standort so gering wie möglich zu halten. Niederschlagswasser sollte, wenn 
möglich, am Standort zur Versickerung gebracht werden (z.B. Grünflächen, Baumscheiben).   
Um einer Abflussverschärfung im Regenwasserkanalnetz vorzubeugen, könnten ein unterirdi-
scher Rückstaukanal oder Zisternen Niederschlagswasser zurückhalten oder sammeln.   
 
 
 
Im weiteren Verfahren der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 Satz 1 und 2 BauGB 
ist der Entwurf des Bauleitplanes mit der Begründung und den nach der Einschätzung der Ge-
meinde wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen auszulegen. Wel-
che Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, ist ebenfalls bekannt zu machen. 
Nach Urteil Bundesverwaltungsgericht vom 18.07.2013, Az: 4 CN 3/12 wird die Gemeinde ver-
pflichtet, die in den vorhandenen Stellungnahmen und Unterlagen behandelten Umweltthemen 
nach Themenblöcken zusammenzufassen und diese in der Auslegungsbekanntmachung schlag-
wortartig zu charakterisieren. Sind diese Hinweise in der öffentlichen Bekanntmachung der Aus-
legung nicht enthalten, so handelt es sich um einen beachtlichen Fehler. Dieser beachtliche Feh-
ler führt zur Versagung des Planes. 
 
Diese Stellungnahme ersetzt nicht die Genehmigung, Planfeststellung oder sonstige be-
hördliche Entscheidungen entsprechend den Rechtsvorschriften. 
 
 
Im Auftrag 
 
 
 
 
A. Dippe 
Sachgebietsleiterin 
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Stellungnahme als Träger öffentlicher Belange 

 

 Oebisfelde 

 

 

Gegenüber dem geplanten Vorhaben bestehen von Seiten des Amtes für 

Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Mitte keine Bedenken.  
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